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Generalsekretär Peter Hintze: 

Wir gewinnen 
i£ mit Europa 

hty d 
ausführlicher Beratung im Bundesvorstand 

*ii„ *s Präsidium der CDU in seiner letzten Sit- 
Oei,e , Europawahlmanifest beschlossen, 
ko^r ra'sekretär Peter Hintze auf einer Presse- "Dia ""viai  • cm   i iiiii/.i «um vmii   m. »fc.^^%.- 

htt\ p*nz lm Konrad-Adenauer-Haus am 6. Mai 
schafj 

roPa-Wahlkampf der CDU: Die Bot- 
K    ei> für die Europawahl sind klar. 

^ as Europawahlmanifest der CDU ist ein Pro- 
\\s\   m'1 Bodenhaftung. Wir stellen die konkreten 
^ A KC-der Bur8er in den Mittelpunkt. Wachstum 
^U ri1' Sicnerung des Friedens, Innere Sicher- 
er ^   Umweltschutz sind die zentralen Themen 
«Heu u rger- Deshalb sind sie auch die zentralen The- 

nseres Wahlkampfs. 
Wi, I S Min-lr Wollen Europa, weil es den Bürgern nutzt. 

v°m p°nen Arbeitsplätze in Deutschland hängen ab 
eUr0pä

XpOrt in die Europäische Union. Ohne die 
nicht e'

SChe Zusammenarbeit gäbe es noch heute 
^raftf Ur°Paweit verbindlich den Katalysator für 

Erzeuge. Über 50 Prozent Rückgang bei den 
(Fortsetzung auf Seite 2) 

Europa — gut für Deutschland. 
Erklärung der Christlich Demo- 
kratischen Union Deutschlands 
zur Europawahl 1994. 

Wir alle brauchen dieses geeinte 
Europa — wir mehr als alle unse- 
re Nachbarn, so Bundeskanzler 
Helmut Kohl zum Auftakt des Eu- 
ropa-Wahlkampfs der CDU am 7. 
Mai in Aachen. Das Europa, das 
wir bauen, ist „die Zukunftschan- 
ce für die junge Generation". (Be- 
richt Seite 16—19 ) 

Dokumentation 
Wachstum umweltverträglich 
gestaltet. Bilanz einer erfolg- 
reichen Umweltpolitik. 
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Ein guter Tag für die Europäische Uni°1 
und ein wichtiges Signal vor dem 12. J*1" 

Zustimmung zur EU-Erweiterung ufl 

streicht, daß sich das Parlament dies ^ 
Verantwortung bewußt ist. Trotz se,?utic 
berechtigten Interesses an einer inst 
nellen Reform zur Sicherung der Ha ^ 
lungsfähigkeit und Verbesserung der u 
scheidungsverfahren hat es die p0'1    -v 
wünschenswerte und notwendige ^   , 

Zur Abstimmung im Europäischen 
Parlament über die Erweiterung der 
Europäischen Union erklärte der stell- 
vertretende Vorsitzende der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, Karl-Heinz 
Hornhues: 
Entgegen vielerlei Befürchtungen hat das 
Europäische Parlament der Erweiterung 
der Europäischen Union um die EFTA- 
Staaten Osterreich, Schweden, Finnland 
und Norwegen mit großer Mehrheit zuge- 
stimmt. Dies ist ein wichtiger Schritt auf 
dem Weg zur vollen Mitgliedschaft, die 
— nach Unterzeichnung des Vertragswer- 
kes durch die EU-Regierungschefs im 
Juni 1994 und anschließende Ratifizie- 
rung durch die nationalen Parlamente — 
am 1. Januar 1995 in Kraft treten kann. 
Das erweiterte Recht des Europäischen 
Parlamentes zur Mitentscheidung bedeu- 
tet auch eine größere unmittelbare Mit- 
verantwortung des EP für die Zukunft 
der Europäischen Union. Die große 

terung der Gemeinschaft nicht ange 

ten. 
,    paria' 

Der verantwortliche Umgang des r    ^ 
mentes mit seinen neuen Rechten *  ^ 
nicht nur den neuen Mitgliedstaate11' ü 

dem vor allem dem Parlament selb5    . 
Gute, das im Verhältnis zum Ministe 

und zur Kommission Profil gewonn 
hat. 

Das Votum des Europäischen Par'a jge 
tes für die EU-Erweiterung ist — w , s 
Wochen vor den Europawahlen —   u 
richtige Signal zum richtigen Zeitp^j   ß 
Der 4. Mai 1994 war ein guter Tag tu 

Europäische Union. 

• Europa 
Günter Rinsche: Es geht um 
wettbewerbsfähige Arbeits- 
plätze. Seite 6 

(0228) 1994: Die Nummer 
des Europa-Wahlkampf-Tele- 
fons im Konrad-Adenauer- 
Haus. Seite 7 

Transparent und demokra- 
tisch: Neues Eigenmittel- 
system für die EU. Seite 7 

Außer Spesen nichts gewe- 
sen. Fünf Jahre Republikaner 
im Europäischen Parlament. 
Seite 8-13 

• Hessen 
... auch hier ist mit den 
Reps kein Staat zu machen. 
Seite 13 

HEUTE AKTUELL 
• Beschäftigung 
Konjunkturanstieg beeinflußt 
den Arbeitsmarkt positiv. 
Seite 14 

• Neue Parteien 
Der politische Gegner: 
Chaos bei der Statt-Partei. 
Seite 15 

• Europawahlkampf 
Wir gewinnen mit Europa. 
Wahlkampfauftakt 
in Aachen. Seite 16—19 

Die Sendetermine unserer 
Wahlspots in Rundfunk und 
Fernsehen. Seite 24 

• Entwicklungspolitik 
Globale Zukunftssicherung 

durch Bekämpfung "£.«# 
ter Armut. CDU-Bundes 
ausschuß führt Dialog 
den Kirchen. Seite 20 

mi< 

\o0 • Podiumsdiskuss 
Generalsekretär Petex 
Hintze bei den Arbeite«   ß 
verbänden: Wir können    j(1 

Zuversicht und Vertrau   ^ 
die Zukunft sehen, »ei 

• Seminartermine 
Betriebs- und Perso"«''^ 
seminare des Arbeitne 
Zentrums Königswinte • 
Seite 22 

• Rundfunk/Ferns«^, 
Die Anschriften der wie 
sten Sender mit Fax-* 
mern. Seite 25 

üfl 
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/{^ng von Seite 1) 
2UJ  ewerberzahlen wären ohne die 
bar

ammenarbeit in Europa nicht erreich- 
^ahitWesen* Wir werden m unserem 
ftir ^5amPf die großen Vorteile Europas 
demY.lrtscnaft und Arbeit in Deutschland 
!Utl*h machen. 

Ü pS 7/e CDU begreift sich als die euro- 
be    

e Reformpartei. Wir wollen mehr 
^Un °   at'e» die konsequente Anwen- 
^ndl      ^ubsidiaritätsprinzips, eine 
und o^n8sfähigere europäische Außen- 
Asvi lc^erheitspolitik, die gemeinsame 
Son     ut^- Wenn Europa Bestand haben 
|j^' muß es sich ändern. 

cJJL ,e SPD ist in wichtigen Kernberei- 
Ve^Jder Politik nicht europafähig. Sie 
k\xn 

eJ^ert die gleichberechtigte Mitwir- 
SL eutschlands im Rahmen der WEU 
der i   1'lre Ablehnung friedenserhalten- 
$ät^e     friedenwiederherstellender Ein- 
^eti t     'st damit selbst bei ihren Sozial- 
ist kratischen Schwesterparteien völlig 

frühe    •    Sozialdemokraten zwei Jahre 
an e    die Anpassung unseres Asylrechts 
hijfj. °Päische Normen ermöglicht, wäre 
e'n Qjv^^usenden von Asylybewerbern 
s«s V Janrelanges und vielfach erfolglo- 
gebi;eLfanren in Deutschland erspart 
^jeben. 

in jj'e CDU geht mit Zuversicht 
^Jljjropawahlkampf  
Slen ;'l^ungswende zu unseren Gun- ist ln 

schi^°hlands hat die Union nach ver- 
öeuts 'n vollem Gange. Im Westen 
chjed|    ands hat die Union nach v» 

Dereit ^
Qn Umfragen mit der SPD 

l«n de
S |'eicngezogen. Die aktuellen Zah- 

^icht i\h^0nntagsfrage darf man natürlich 
*Ufna,   bewerten — es sind Moment- 
\nd ^

en- Viel aufschlußreicher ist der 
W'cklu    r.eine eindeutige Aufwärtsent- 

^ion ^ ^Ür ^e Union ausweist. Die 
Setzt zum Überholen an. 

Auch in den neuen Bundesländern holen 
wir unseren Rückstand auf. Wir haben 
hier einen Schwerpunkt unseres Wahl- 
kampfes gelegt und werden unsere 
Anstrengungen noch verstärken. Bei der 
Vorstellung unserer Wahlkampfaktivitä- 
ten komme ich darauf noch zu sprechen. 
Bei der Kanzler- und den Kompetenzwer- 
ten gehen die Zahlen für Helmut Kohl 
und für die Union beständig nach oben. 
Mit am wichtigsten ist die Frage nach der 
Wirtschaftskompetenz der Parteien. 
Diese Frage — wem die Wähler am ehe- 
sten die Lösung der Wirtschaftsprobleme 
zutrauen — hat für den Ausgang der 
Wahlen entscheidende Bedeutung. Und 
hier hat sich die Union einen deutlichen 
Vorsprung zurückerobert. 
Alles in allem weisen die Zahlen überein- 
stimmend aus: Die Union ist im Auf- 
wind. Das Rennen ist noch nicht ent- 
schieden. Die CDU hat sehr gute Chan- 
cen, es bei den Wahlen wieder zu packen; 
diese Chancen werden auch beständig 
besser. Dafür werden wir um jede 
Stimme kämpfen. Die CDU hat weder 
Grund zu Hochmut noch zu Kleinmut, 
aber Anlaß zu Selbstbewußtsein und 
Optimismus. 

Die beste Nachricht für alle Men- 
schen in Deutschland ist derzeit: 
Die Wirtschaft zieht an, Arbeits- 
plätze werden gesichert und neue 
Arbeitsplätze geschaffen. Der kon- 
sequente Kurs der Bundesregierung, 
die auf Stärkung der Wirtschafts- 
kraft, auf Verbesserung der Rah- 
menbedingungen, auf finanzielle 
Konsolidierung setzt, erweist sich 
als richtig. 

Die führenden Forschungsinstitute gehen 
in ihren Frühjahrsgutachten mehrheitlich 
von einem Wirtschaftswachstum von 1,5 
Prozent aus. Auch in den neuen Ländern 
kommt der Aufschwung jetzt voll zum 
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Tragen. 1993 nahm dort das Bruttoin- 
landsprodukt real um 7,1 Prozent zu. In 
diesem Jahr rechnen die Experten mit 
einem Wirtschaftswachstum von 7,5 Pro- 
zent. Sie haben damit ihre früheren Zah- 
len deutlich nach oben korrigiert. Sogar 
zweistellige Zuwachsraten werden nicht 
mehr ausgeschlossen. Das heißt ganz 
klar: 

Die Lebenssituation der Menschen 
in den neuen Ländern verbessert 
sich. Das Statistische Bundesamt 
weist aus, daß die Brutto- und 
Gehaltssumme je Arbeitnehmer 
vom 2. Halbjahr 1990 zum 2. Halb- 
jahr 1993 um 124 Prozent gestiegen 
ist. Wir kommen voran, und die 
Menschen spüren es. 

Es hängt jetzt alles davon ab, daß wir die 
Aufschwungkräfte stützen und weiter ver- 
stärken. Die Deutschen sind dabei, es 
wieder zu packen. Aber falsche Signale 
könnten alles in Frage stellen. Auch aus 
diesem Grund sind die Wahlentscheidun- 
gen so wichtig. Ein Steuer- und Abgaben- 
paket, wie die SPD es sich vorstellt, wäre 
ein Kälteschock für die aufblühende 
Pflanze Konjunktur. Die SPD spricht im 
Zusammenhang mit ihren Steuerplänen 
— ich zitiere den wirtschaftspolitischen 
Sprecher Jens — selbst von einer 
„Kampfansage an die Wirtschaft" (Die 
Woche 14.4. 1994). 
Ich halte das für unverantwortlich. Wer 
in einer Phase des beginnenden Auf- 
schwungs der Wirtschaft den Kampf 
ansagt, diskreditiert sich selbst. 

• In Wirklichkeit fürchtet 
die SPD nichts so sehr wie den 
Aufschwung 

Die wirtschaftliche Aufwärtsentwicklung 
und die Stimmungswende zugunsten der 
Union haben die SPD in hohem Maße 
verunsichert. Deshalb versucht sie jetzt, 

den Bürgerinnen und Bürgern weiszu 
chen, es gäbe keinen „richtigen" Aul' 
schwung. 
Die Strategie der SPD hat darauf ges^' 
Neid und Angst auszubeuten. Im sei 
Maße, in dem sich der lähmende DruC

on 
von Zukunftsangst und Pessimismus v 
unserem Land löst, bricht diese Strateg 
in sich zusammen. 
Selten wurde ein Slogan schneller von 
der Wirklichkeit überrollt als der SP^" 
Spruch „Sicherheit statt Angst". 
Die SPD kann nicht mehr auf Baisse sp 
kulieren und rutscht prompt ins Stinr ^.g 

mungsloch. Deshalb versucht sie jetz » 
positive Entwicklung in Deutschland 
unterzureden. Die Sozialdemokraten ^ 
arbeiten gegen die Zukunftshoffnung 
der Menschen — und damit auch ge& 
deren Interessen. Sie sind die Miesm 
eher, die Muffelfritzen der Nation. 
Was die Bürgerinnen und Bürger von 
SPD zu erwarten hätten, wird dagegen 

verhüllt, verborgen, versteckt. Wahl-   ^ 
kämpf als politisches Versteckspiel''•j,. 
ist die Frage, wie lange sich die Wan 
nen und Wähler das gefallen lassen- 
Rudolf Scharping zieht als „Genosse 
Tarnkappe" durch die Lande, der so# 
sam verschleiert, was er selber will u 
was die widerstreitenden Parteiflüge   .f, 
dem. Die SPD-Linke hat sich zähneK 
sehend und mangels Alternative auf 
ses taktische Versteckspiel eingelasse • 

Wenn die SPD-Fundis jetzt erk,a' 
ren, sie stellen sich hinter Schaf 
ping, dann hat das nur einen 
Grund: Dort sind sie für die W* 
ler nicht so gut zu erkennen. N* 
der Wahl aber werden sie Ha"d 

Hand mit den Grünen wieder i«1* 
Rampenlicht treten und rufen: 
sind schon da! 

Die SPD als unkalkulierbares Risik0^ 
Wer Scharping wählt, weiß nicht, we 

1 
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$cha
Was er wirklich wählt. Dafür hat 

gram
rpin8 gesorgt. Er hat das SPD-Pro- 

fahre   ^
attgeschliffen wie einen abge- 

damit
nen Autoreifen: ohne Profil. Und 

gekn Jst er Prompt ins Schleudern 
Eitlen. 

Cj)»?.^ahlkampfphilosophic der 
^esn 'm SuPerwahljahr heißt: 
><l2Shestatt Materialschlacht! 

'6 h ~"~"—~~^""^~~~" 
\ i^ert auf der Tatsache, daß die Zei- 
Utid ft- .nen Parteien den Bürgerinnen 
Verkü H^ern emse't'8 mre Botschaften 
Mo^„     n> endgültig vorbei sind. 
v°Ti r>ne ^arteienkommunikation lebt 
% ß,esprach, vom direkten Kontakt zu 
^.gerinnen und Bürgern. „CDU im 
f(irdia

a°h" lau*et daher unser Leitmotiv 

Ve       WahlkamPf- 
^ir j^ p Anzeigenkampagne verzichten 
der sD   UroPawahlkampf aus Gründen 
Sön'ich rSamkeit und zu Gunsten der Per" 
^bjj en Gespräche ganz, während die 
Sch\ver

ereits seit Wochen mit millionen- 
Var%] • n Anzeigenkampagnen in Boule- 

ö. attern zuschlägt. 

veft vT   ^ führt einen argumentati- 
f4aß^

ahlkampf. Dies setzt voraus, 
akt a,Ie WanIkämpfer stets über 
^on^'f Ar8umente verfügen. Wir 
jjj. Cn in den Wahlkämpfen dieses 
halt

res das Nachrichten-Tempo mit- 
<j„ ^j1 können, das den Menschen 
Um    **ör*unk, Fernsehen und Zei- 

tig ^ geläufig ist. 

Sf <? ZU deichen, hat die CDU im 
[Ws 

r 2Urückliegenden 12 Monate ein 
t   t: d,a    mmunikations-System aufge- 
Nswe CDU"KomSys. Über die Lei- 
0 il alle

gp der Telekom werden bundes- 
n   chäft    rsonal"Computer in den 
Sen ^^Hen der CDU täglich mit 

ugblatt
UJ_eilungen, Argumentationen, 
Vorlagen und Informationen 

versorgt. Das System ist so angelegt, daß 
die Datenbestände vor Ort zentral von 
Bonn aus gewartet werden, so daß die 
Aktualität in jedem Fall sichergestellt ist. 
Um Ihnen einen Eindruck von der Funk- 
tionsweise zu vermitteln, haben wir den 
politischen Teil des Kommunikations- 
Systems auf Diskette kopiert und werden 
diese im Saal verteilen lassen. Dies ist ein 
modernes Produkt auf dem aktuellen 
Stand der Technik: Ein umfassendes 
Handbuch der politischen Argumenta- 
tion in zwei Megabyte Computer-Daten 
verpackt. 

• „Gespräch mit dem Bürger", das 
ist für uns nicht nur ein Schlagwort 

Ich will Ihnen deshalb an ganz konkreten 
Beispielen erläutern, wie das im Wahl- 
kampf funktioniert. Vor wenigen Tagen 
haben wir in Berlin eine Aktion speziell 
für die neuen Länder gestartet. Sieben 
CDU-Teams werden rund 500 Orte in 
Ostdeutschland aufsuchen und gemein- 
sam mit den örtlichen Kommunalwahl- 
kandidaten und Europakandidaten das 
direkte Gespräch mit den Wählern 
suchen. Die Aktion findet auf Marktplät- 
zen, vor Einkaufszentren und auch in den 
Wohnsiedlungen statt. In das direkte 
Gespräch kommt die CDU dabei mit 
einer Umfrageaktion, die mit einem 
Europaquiz verbunden ist. Wir werden 
die Menschen fragen und gleichzeitig 
informieren. Neben der Chance, beim 
Europaquiz einen attraktiven Preis zu 
gewinnen, wird die CDU den Umfrage- 
teilnehmern ein kleines Dankeschön 
überreichen, einen Apfel aus den neuen 
Bundesländern. Im Anschluß an die Pres- 
sekonferenz lade ich Sie gerne ein, Ihren 
Biß ausnahmsweise mal an diesem safti- 
gen Werbemittel zu probieren. Durch 
diese Aktion werden wir übrigens mit 
rund 300.000 Wählern in den neuen Län- 
dern persönlich sprechen. 
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Mit einer bundesweiten Telefonan- 
rufaktion werden wir durch freiwil- 
lige Helfer einen großen Teil unse- 
rer Mitglieder, die kein Amt oder 
Mandat haben, telefonisch errei- 
chen und für den Wahlkampf insbe- 
sondere wiederum für Gespräche 
mit den Wählern aktivieren. 

Wie auch in anderen Wahlkämpfen wer- 
den unsere Spitzenpolitiker und insbe- 
sondere Bundeskanzler Helmut Kohl in 
einer Vielzahl von Veranstaltungen land- 
auf, landab mit den Wählern sprechen. 
Allein die Bundesgeschäftsstelle organi- 
siert für den Europawahlkampf zentral 
rund 800 Wahlkampfeinsätze von Mit- 
gliedern des CDU-Präsidiums und des 
Vorstandes. 

• Auch die Fernseh- und Radio- 
spots haben wir in unsere 
Kommunikationstrategie eingepaßt 

In unseren Kurzspots haben wir Meinun- 
gen, Befürchtungen und auch Vorurteile 

der Bürger über die Europäische U ^ 
aufgegriffen und argumentieren, ^'d ^. 
Europa gut für die Bürgerinnen un    jf 
ger in Deutschland ist. Damit haben ^ 
bereits viele Gespräche, die wir im     ^ 
feld der Produktion unserer Spots g 
haben, aufgenommen und gehen arg 
mentativ auf diese ein. Wir setzen a 
dings noch eins drauf und eröffne" 
Bürgern und uns eine weitere Mög ' 
keit, im offenen Dialog zu bleiben- 
größte Teil unserer Spots endet mjt 
Aufforderung, uns unter der Ruf-N ' 
0228/1994 anzurufen. Unter „Bonn   ^ 
1994" haben wir ein Bürgertelefon «a 
richtet, das ab dem 16. Mai erreich»   j 
Neben den argumentativen Kurzsp  ^ 
denen Fakten deutlich herausgeste'     , 
den, haben wir einen zweieinhalb- 
ten-Film hergestellt, der Fakten du' 
„eine wahre Geschichte" vermittel • 
Wir zeigen zwei authentische Leb^.^e 
Schicksale, in denen sich die Gesc      ^ 
unseres Landes widerspiegelt. ^,e.bst 
Geschichten schreibt das Leben sei 

Günter Rinsche: Es geht um 
wettbewerbsfähige Arbeitsplätze 

sozialen Sicherheit für alle EuropäeJ; Obwohl es den Anschein hat, als 
herrsche im Europäischen Parla- 
ment zwischen Christdemokraten, 
Sozialdemokraten und anderen 
politischen Gruppierungen große 
Einmütigkeit, gibt es in wichtigen 
Bereichen deutliche Unterschiede. 

Besonders eklatant sind diese Unter- 
schiede, wie der Vorsitzende der 
CDU/CSU-Gruppe im Europäischen 
Parlament, Günter Rinsche, auf der 
gemeinsamen Pressekonferenz mit 
Generalsekretär Peter Hintze am 
6. Mai erklärte, bei der Frage der 

und bei der Frage, wie Wettbewerbs 
hige Arbeitsplätze geschaffen wer 
können und der Wettbewerb mit de 
dynamischen asiatischen VolksWi 
schaften bestanden werden könne- 
Die Industriepolitik, wie sie von de 
linken Seite des Europäischen ?at-p 
ments befürwortet wird, ist — so 
sehe — sehr stark auf den Erhalt a 
Industriestrukturen ausgerichtet -" 
zum Teil wohl aus wahlpolitischen 
Gründen —, und sie wird unsere 
Chancen im Wettbewerb erheben 
vermindern. 
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* fansparent und demokratisch: 
Neues Eigenmittelsystem für die EU 

EVpfp 'Vertretende Vorsitzende der 
Uieut i?^'011 im Europäischen Parla- 
Statter d°rSt Lan2es> hat a,s Berichter- 
ein „ r des Europäischen Parlaments 
Eurou»'8 E'genmittelsystem für die 
<U$ siVK,SC^e Union vorgeschlagen, für 
8roßer\3aS P,enum in Straßburg mit 

Mehrheit ausgesprochen hat. 
le Bür 1«$ ^j   °Päische Union braucht ein eige- 

eindeJj!lanrnesystem, das für die Bürger 
den, in !f Und verständlich ist und mit 
^n'0n per^esamten Europäischen 
erhobe     

nanmen in gleicher Weise 
^te H" 

Und kontrolliert werden, begrün- 
^Hi pi°rst Langes seinen Vorschlag vor 

^bei HenUm" Ein neues system dürfe 

^sse tn Bürger nicht mehr belasten, 
"n ^üU      die Finanzierung der Union 
^m öü

nft sicherstellen. Auch müsse 
^nteij r^er c*eutlich werden, welchen 
N ^^Steueraufkommen der Union 
U„     Cner den Mitgliedstaaten zustehe. 
Sge   

Schlägt vor, neben den Abschöp- 
ft^11*! Zöllen aus dem Handel mit 
JN *ent       dstaaten einen festgelegten 
h ^ein atZ an der Mehrwertsteuer an die 
, isWChaft abzuführen- Trotz aller 

% derD
nen um die -gerechte" Defini- 

ehr\ye    messungsgrundlage stelle die 
Steuer immer noch die verläß- 

A.Art6* Mai ist im Konrad- 
WaK^denauer-Haus ein Europa- 
Unt.

KarnPf-Telefon installiert. 
erder Telefon-Nr.: 

kö 
(0228) 1994 

^it p      ann Bürgerinnen und Bürger 
Werten in der CDU-Bundesge- 

lichste Grundlage für eigene Einnahmen 
dar. Sie sei transparent und könne über 
die Steuererklärungen direkt an die 
Union weitergeleitet werden. Dadurch 
werde eine direkte Verbindung zwischen 
dem Steuerzahler und dem Empfänger 
hergestellt. Voraussetzung sei allerdings 
die gemeinschaftsweite Harmonisierung 
der Mehrwertsteuer. 

Durch die Hinzunahme des Bruttosozial- 
produkts als zusätzlicher Größe zu die- 
sem einfachen System könne zwischen 
den ärmeren und reicheren Ländern der 
Union, wenn es notwendig sein sollte, 
noch ein zusätzlicher Finanzausgleich 
geschaffen werden. 

Langes sagte, auf diese Weise werde eine 
direkte Verantwortlichkeit zwischen den 
Haushaltsbehörden der Europäischen 
Union (Rat und Parlament) und dem bei- 
tragzahlenden Bürger begründet. Dies sei 
transparenter und demokratischer als die 
bisher üblichen Übertragungen fest fixier- 
ter Beiträge durch die Mitgliedstaaten. 
Das Europäische Parlament fordert die 
Mitgliedstaaten auf, bis 1999, wenn die 
derzeit gültige finanzielle Vorausschau 
endet, ein eigenes Eigenmittelsystem zu 
schaffen. • 

Schäftsstelle über Fragen sprechen, die 
sie im Zusammenhang mit den Wahl- 
Spots in Rundfunk und Fernsehen 
haben, die ebenfalls am 16. Mai anlau- 
fen werden. Mit der Einrichtung die- 
ser Nummer leistet die CDU einen 
weiteren Beitrag zu ihrem durchgängi- 
gen Wahlkampf-Konzept: „CDU im 
Gespräch". 
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EURO'S 

Außer Spesen nichts gewesen' 
5 Jahre Republikaner im Europäischen Parian*11 

Bei den letzten Europawahlen 1989 
erhielten Parteien am rechten Rand 
zusammen fast 10 Prozent der Stim- 
men. Während die DVU an der Fünf- 
Prozent-Klausel scheiterte, erhielten 
die Republikaner bundesweit 7,1 Pro- 
zent der Stimmen. Die Republikaner 
zogen mit 6 Abgeordneten ins Europäi- 
sche Parlament ein. 

In ihrem Europawahlprogramm hatten 
sie versprochen, deutsche Interessen 
durchzusetzen. Die Parlamentspraxis sah 
anders aus. Die Republikaner im Euro- 
päischen Parlament waren bei vielen ent- 
scheidenden Sitzungen nicht einmal 
anwesend, zerstritten sich untereinander 
vollständig, kassierten aber öffentliche 
Gelder. Auf einen Nenner gebracht: 
„Außer Spesen nichts gewesen." 

• Das Personal 
1989 wurden folgende Abgeordnete über 
die Liste der Republikaner gewählt: 
• Johanna-Christine Grund (Ausschuß 
für Recht und Bürgerrechte; Ausschuß 
für die Rechte der Frau), Jahrgang 1934, 
Journalistin; wurde 1986 Mitglied der 
Republikaner und bereits ein Jahr später 
geschäftsführende stelllvertretende Bun- 
desvorsitzende. 
• Klaus-Peter Köhler (Ausschuß für 
Umweltfragen, Volksgesundheit und Ver- 
braucherschutz), Jahrgang 1943, Krimi- 
nalbeamter a. D.; wurde im Mai 1987 
Landesvorsitzender der Republikaner in 
Baden-Württemberg. 
• Harald Neubauer (Ausschuß für 
Außenwirtschaftsbeziehungen), Jahrgang 
1951, Chefredakteur der Parteizeitung 
„Republikaner", Geschäftsführer; 1985 

bis 1988 Generalsekretär der RePub.eS. 
ner, 1988 wurde er bayerischer Lan 
Vorsitzender und Bundessprecher a 
Partei. Er war vorher NPD-Funktion 
und enger Vertrauter des Rechtsaul 
Verlegers und DVU-Vorsitzenden V- 
Gerhard Frey. Heute ist er Vorsitzen   „ 
der von ihm mitbegründeten „Deu 
Liga". . 
• Emil Schlee (Ausschuß für E^^g 
Forschung und Technologie), Jahrg ^ 
1922, Professor, Ministerialrat a. !*• 
desvorsitzender der Republikaner l 
Schleswig-Holstein. a 
• Hans-Günther Schodruch (Aussc   6) 

für Haushaltskontrolle), Jahrgang   ^ 
Rechtsanwalt; wurde 1983 Mitglied 
Republikaner. . ef 

• Franz Schönhuber (Außenpolitik0 

Ausschuß), Jahrgang 1923, Journal» '.^ 
Autor („Ich war dabei"); war 19»^ 
gründer der Republikaner und ist s 
1985 (mit kurzer Unterbrechung 1* 
Bundesvorsitzender der Partei. 

• Die „Aktivitäten" der 
Republikaner im        j 
Europäischen Parla^ 

Die Bildung der ,/TeclgisS^ 
Fraktion der Rechten" 
1989 bildeten die 6 Abgeordneten ^ 
Republikaner zusammen mit den >j. 
zösischen Abgeordneten der rechLafie 

kalen Front National unter Jean-^^ 
Le Pen und dem belgischen Abge° \et 
ten Carel Dillen vom ebenfalls ra£ J 
„Vlaams Blök" eine Fraktion im *' p 
sehen Parlament. Die drei beteilig^ 
teien konnten sich jedoch nicht au 
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;ieVe 
Same Politische Plattform einigen. 

einet
Stand»gten sich daher lediglich auf 

"^ärb   niscn-administrative Zusam- 
Mittei ,eit" ZUr Sicherung öffentlicher 
be,eiliet halb der Fraktion so,lte du- 
'ün8sfr K Parteien ihre politische Hand- 
el«? { und Eigenständigkeit belas- 
&s. 

eiben. 

\^ K agen' ob die Wähler der Repu- 
iS^lTl        dCr Eur°Pawahl 1989 ein 

%e engenen mit den französischen 
v       xtremisten gewünscht haben. 

Set^^geiliche Auseinander- 
A^ggnjund das De-Facto- 
^^llgjden der Republikaner 
Ar^Ljraktionsgemeinschaft 
"ef SeikS.ten beschädigten die Republika- 
ner! lhre Gestaltungs- und Einfluß- 
% du    ten im Europäischen Parla- 
f
er$eb»     'nterne Querelen, Auseinan- 
der ;ung.    ... ~     - 
<k°^ufi H-lUl!gen und schließlich ihre De- 
h!r^Di K°SUng- Der Zerfa11 der Gruppe 
Nsteh lkaner im Europäischen Parla- 
K

6
1 -\us • ,m engen Zusammenhang mit 
^Ij, "nandersetzungen innerhalb der 

Jlsinn    ner-partei in Deutschland. 
Hönj^^eilicher Herausforderer 
Nesv     S hatte sich der bayerische 
k len. ^0rsitzende Harald Neubauer pro- 
jfyldie

epUs im September 1990 ent- 
^Vrg parteispitze der Republikaner 
s
atltne v^

UroPaabgeordneten (mit Aus- 
ti°r0rt'Re uFranz Schönhuber) „mit 
>&n J W,rkung von ihren Verpflich- 

ej ^rtej enüber der Partei" und leitete 

t 
n' Auf ,ausschlußverfahren gegen sie 

Sow*1*1 Ai   ^ bayerischen Landespartei- 
r, V v8USt ,990 hatte Schönhuber 
s%ie„ 0rvvürfe wegen angeblicher 
r, V V8USt 1990 hatte Schönhuber 
Viel, °rvvürfe wegen angeblicher 

Altle Stra
e
f>rk

Unregelmäßigkeiten gegen 
^3 ^ "burger Kollegen erhoben. 

tJÖnChember 1990 verließ Franz 
11 <fer ^

6r selbst die „Technische Frak- 
chten" im Europäischen Par- 

lament nach einem entsprechenden 
Beschluß des Parteipräsidiums. Schönhu- 
ber begründete dies damit, seine Partei 
könne nicht mit „Neonazis, Rassisten 
und Extremisten" in einer Fraktion sit- 
zen. Er meinte damit den „Rassismus" 
der übrigen 5 Republikaner, mit denen er 
bis zu diesem Zeitpunkt eng zusammen- 
gearbeitet hatte. Insbesondere bezog er 
seine Vorwürfe auf seinen früheren 
„Kronprinzen" Harald Neubauer. Nach- 
dem Ende 1990 Johanna Grund und 

Wahlkampf-Argumente 

P994 
Harald Neubauer aus der Partei ausge- 
schlossen worden waren, Fielen bei den 
drei verbliebenen Abgeordneten der 
Republikaner Köhler, Schlee und Scho- 
druch im Frühjahr 1991 Austritt und Aus- 
schluß mehr oder weniger zusammen. 
Schlee und Grund traten ebenfalls aus 
der „Technischen Fraktion der Rechten" 
aus, so daß in dieser heute nur noch Köh- 
ler, Neubauer und Schodruch ohne par- 
teilichen Rückhalt verblieben sind. Franz 
Schönhuber, Johanna Grund und Emil 
Schlee sind als fraktionslose Abgeordnete 
im Europäischen Parlament ohne irgend- 
einen Einfluß. Franz Schönhuber ist 
somit der einzig übriggebliebene Republi- 
kaner im Europäischen Parlament. 

• Parlamentarische Arbeit 
der Republikaner 

Ausschußarbeit und Präsenz 
der Republikaner im EP 
Nach dreieinhalbjähriger Tätigkeit im 
Europäischen Parlament zog der für die 



Seite 10  •   UiD 16/1994 &)#ß 
Republikaner gewählte Abgeordnete 
Klaus-Peter Köhler für die gesamte 
Gruppe folgende Bilanz: „Wir haben ein 
paar Nadelstiche gesetzt, aber politisch 
haben wir nichts bewegt" (Südwest- 
Presse vom 18. März 1993). 

Neben der Zersplitterung und letztendli- 
chen Auflösung der Gruppe der Republi- 
kaner kann man auch einen mangelnden 
persönlichen Einsatz für die parlamenta- 
rische Arbeit feststellen. Insbesondere in 
der wichtigen Ausschußarbeit waren sie 
häufig nicht einmal anwesend. In einigen 
bedeutenden Ausschüssen, in denen sie 
die von ihnen propagierten Forderungen 
und Ziele („Gegen die EG-Agrarpolitik"; 
„Rettung der DM"; „Deutschland darf 
nicht EG-Zahlmeister sein"; „Kampf 
gegen die Drogenmafia") hätten verfol- 
gen können, sind sie so gut wie nicht ver- 
treten. Dies gilt für den Agrar-, den Wäh- 
rungs-, den Haushalts- und den Innen- 
ausschuß. 
So war Schönhuber von Juli 1989 bis 31. 
Dezember 1991 von 101 Sitzungstagen als 
Mitglied im Politischen Ausschuß laut 
Ausschußprotokoll nur 25 Mal anwe- 
send, d. h. er nahm an weniger als einem 
Viertel der Sitzungen teil. 

Der Auschuß tagt meist zwei- oder dreitä- 
gig, im oben genannten Zeitraum waren 

Wahlkampf-Argumente 

dies insgesamt 31 Mal. Nur vier Mal war 
Schönhuber über die gesamte Dauer des 
Sitzungszeitraums dabei. 

Seit dem 1. Januar 1992 ist Schönhuber 
Mitglied im Auschuß für Kultur, Jugend- 
bildung und Medien. In den Jahren 1992 

und 1993 war er laut Ausschußp1"010^ 
nur an 8 von 54 Sitzungstagen an^e

wei-. 
Dieser Ausschuß tagt in der Rege   $ti 
selten dreitägig. Von 22 Sitzungen 
gerade zwei Mal über die ganze V 
der Sitzung dabei, in drei weiteren *~p 
beteiligte er sich nur zeitweilig an 

zungen. 
10> 

Im Fall Schönhuber fällt besonder^ 
daß er sich häufig an Tagen, an de .^ 
anwesend war, in die Anwesenhei    , 
eingetragen hat, aber nicht an den V 
tisch wichtigen Abstimmungen sei 
Ausschüsse über Berichte und Ste    p\- 
nahmen beteiligte. So nahm er im    .„- 
ausschuß nur an drei dieser Abstim ^ 
gen teil, obwohl im Zeitraum sein   • - 
ziellen Anwesenheit" 12 Abstimmt' 
stattfanden. Auch für Schönhuberg, 
also: „Außer Spesen nichts ge wesen 

voii 
Übertroffen wird Schönhuber noch ^ 
Harald Neubauer, Mitglied im ^ü.[ü^ 
für Umweltfragen, Volksgesundhe'  ^ 
Verbraucherschutz. Allein in den      fl 

1992 und 1993 hat er an keiner ein** 
Abstimmung des Ausschusses übe ^^ 
Berichte teilgenommen, obwohl er     \ 
Abstimmungstagen mehrfach an^    t 

gezeichnet hatte. Insgesamt war er   ^ 
Ausschußprotokoll nur an 13 von 
zungstagen anwesend. . 

Johanna-Christine Grund nahm afl 
Abstimmungen des Ausschusses     ,( 

Rechte und Bürgerrechte von 70,->   ^ 
zungstagen nur an 29 teil. Im Ans 
für die Rechte der Frau schwänzte 
von 70 Tagen 64 Mal. cjt 

I def 

Emil Schlee nahm an zwei Dritte      .. 
zungstagen mit Abstimmungen im ^ 
schuß für Energie, Forschung und 
nologie nicht teil. 

NV 
Hans-Günther Schodruch nahm >    ]]e 

tigen Ausschuß für Haushaltskom 
11 von 70,5 Abstimmungstagen te» •   . 

Das parlamentarische Mittel ders 

* 
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&erj !Jnd mündlichen Anfragen oder der 
die D terslattung für Ausschüsse haben 
gerwe^ük''kaner überhaupt nicht 

b 

j^fejiträge der Republikaner 
^JSnum des Europäischen 

#^si  
kane .ar konzentrierten die als Republi- 
ten s "!JS Europäische Parlament gewähl- 
Aktivvs abgeordneten ihre spärlichen 
\ 'Vltäten auf die Anwesenheit im Ple- 

n<3 auf die hier vermutete Öffent- ichvQ-    dUI ° 
--oamkeit von Redebeiträgen. 

Juni l9
erten sie von Juli 1989 bis zum 

I39 D 7* insgesamt alle zusammen 
% &    Beiträge im Parlament in folgen- 
.   deichen: 

Er k. A   ünd Deutschland: 65 Beiträge 
i.   ußenpolitik: 27 Beiträge 
* $ilz- 17 Beiträge 

lrtschaft: 8 Beiträge 
S^elt: 7 Beiträge 
U 
*ch 

es: 3 Beiträge 

erheit:5 Beiträge 
W So

ndwirtschaft:3 Beiträge 

Sürorl1 aUch hier auf> daß die für die 

'ich so P°litik der Republikaner angeb- 
ScWt ^1Cnt'gen Bereiche wie Landwirt- 
*% ' Soziales und Sicherheit nur 
K     ch vertreten sind. 
Se'nen p    nhuber selbst versucht sich in 
^ent al   

den 'm Europäischen Parla- 
^r2ü  

s deutscher Patriot und Demokrat 
Si4%e ellen- Selten redet er konkret und 
^r aür °§en> sondern kommt immer wie- 
8enheit 

Seine eigene Person und Vergan- 
a's Soldat der Waffen-SS zurück. 

• Die Republikaner 
schaden deutschen 
Interessen 

Die Republikaner gefährden 
Arbeitsplätze in Deutschland 
Die Republikaner müssen sich den Vor- 
wurf gefallen lassen, deutschen Interes- 
sen zu schaden, obwohl sie sich stets 
national geben. Die Europa-Verhinde- 
rungspolitik der Republikaner gefährdet 
Arbeitsplätze in Deutschland. Sie haben 
z. B. den Binnenmarkt strikt abgelehnt, 
obwohl gerade Deutschland als die 
größte Exportnation besonders auf neue 
Absatzchancen im großen europäischen 
Binnenmarkt angewiesen ist. Ein Drittel 
unserer Arbeitsplätze hängen direkt vom 
Export ab, davon etwa 70 Prozent vom 
Export in den Europäischen Wirtschafts- 
raum. 
Die Republikaner sind diesen Tatsachen 
gegenüber blind. Sie tönen von einem 
„Großdeutschland" und nähren damit 
überkommene Vorurteile im Ausland. 
Dies gefährdet wiederum unsere Wirt- 
schaft und unsere Arbeitsplätze, denn 
wer will schon von einem ausländerfeind- 
lichen Land Waren kaufen oder gar in 
einem solchen Land in neue Arbeits- 
plätze investieren? 

Die Republikaner gefährden 
die innere Sicherheit in 
Deutschland 
Im Dezember 1992 stand im Europäi- 
schen Parlament die Abstimmung über 
die Harmonisierung des Asylrechts in 
Europa an. Die Rechtsangleichung diente 

&>nj!erJahrzehntelangen Spaltung unseres Kontinents und nach zwei Weltkrie- 
gen      ""endliches Leid über die Völker Europas gebracht haben, sind die Ideolo- 
H-jJlV,°" Kommunisten und Rechtsradikalen ein für allemal von der Geschichte 

rlegt worden. Aus der Erklärung der CDU zur Europawahl 1994 



Seite 12 •   UiD 16/1994 

der Beendigung der Sonderrolle Deutsch- 
lands als bevorzugtes Fluchtland in 
Europa. Weder in der Debatte noch bei 
der Stimmabgabe war vom Republikaner- 
chef Schönhuber, der doch bei jeder 
Gelegenheit über die „Asylantenflut" 
herzieht, etwas zu hören. Er war einfach 
nicht anwesend. 

Die Republikaner gefährden 
den Frieden in Europa 
Die europäische Einigung hat Deutsch- 
land bereits fast ein halbes Jahrhundert 
Frieden gebracht. Aus den Erzfeinden 
Deutschland und Frankreich, die allein 
zwischen 1870 und 1945 drei Mal gegen- 
einander Krieg geführt haben, sind enge 
Freunde und Verbündete geworden — 
die Motoren der europäischen Einigung. 
Franz Schönhuber und seine Republika- 
ner würdigen diese einmaligen Erfolge 
nicht. Sie wollen wie die Grünen aus der 
NATO austreten, allerdings nicht wegen 
pazifistischer Gesinnung. Sie träumen 
vielmehr von einem militärischen Groß- 
deutschland und stellen die deutsche Ost- 
grenze in Frage. Sie betreiben damit eine 
höchst gefährliche Politik der Destabili- 
sierung in Europa und gefährden den 
Frieden. Die Tragödien, die sich derzeit 
in Bosnien-Herzegowina und in einigen 
Republiken der ehemaligen Sowjetunion 
ereignen, zeigen uns, wohin überzogener 
Nationalismus führen kann. 

Die Republikaner 
verraten die Interessen der 
neuen Bundesländer 
Skandalös war das Verhalten von Schön- 
huber, als Mitte 1992 über die zusätzli- 
chen 18 deutschen Abgeordneten für die 
neuen Bundesländer abgestimmt wurde. 
Aus dem Zirkel der für die Republikaner 
ins Europäische Parlament gewählten 
Abgeordneten gab es keine einzige Ja- 
Stimme. Das ist Verrat an den Interessen 

der Menschen in den neuen Bundes 
dem. 

tW 

• Die Kosten 
Die politische Bilanz der Republik3^ 
im Europäischen Parlament ist tros    .( 
Sie sind persönlich und politisch ze uejt. 
ten, kaum präsent in der täglichen ^ 
verursachen aber viel Schaden für 
Deutschland. Was hat uns das alles g 
stet? 
Die Diäten der Republikang 
im Europäischen Pariarne! 
 vTn Paf' Ein Abgeordneter im Europäischen    u 
lament erhält 10.366 DM zu versteue 
Diäten pro Monat. Dazu kommen •>•   „ 
DM Kostenpauschale; macht zusam 
15.709 DM. In einem Jahr kassierte 

Wahlkampf-Argum 

ein Abgeordneter der Republikaner     ,. 
188.508 DM, seit seinem Einzug >nS fi,5t 
päische Parlament im Juni 1989 als 
1 Million DM (942.540 DM). Die se 
Republikaner kosteten den Steuer^3 

allein an Diäten und Kostenpausen   .(, 
5,65 Millionen DM. Hinzu komm^ 
zungsgelder und Zuschüsse für Rel 

per Flugzeug oder Bahn. 

Öffentliche Gelder für 
die „Technische Fraktion. 
der Rechten" 
Die „Technische Fraktion der ReC 'g& 
erhielt im Jahre 1993 für ihre FrakJ» 
beit etwa 1,8 Millionen DM. Der Fr 
tion gehören 14 Personen an, d. h- 
über die Republikanerliste gewähl     j 
Abgeordneten erhielten je 125.000 
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en REPs ist kein Staat zu machen 
Sta    dCn ^ePubl'kanern ist kein 

Sa 
at 2l» machen." Zu dieser Aus- 

Vor-      mt aucn e*ne Jetzt vom 

LanÜt2enden der hessischen CDU- 
v0 "

dtagsfraktion, Roland Koch, 

»acheSteUte Studie' die der Fra8e 

je   Seht, wie die Republikaner in 
Uj   "essischen Kommunalparla- 
j^n auftreten. 

hes 
erllin war dieser Partei bei der 

tj^hen Kommunal wähl 1993 prak- 
dje ,. 'achendeckend der Sprung in 
nete   

eistage und in die Stadtverord- 
StädJVersammlungen der kreisfreien 
b.Qte gelungen. 

hes . ^'schenbilanz ein Jahr nach der 
die ^Chen Kommunalwahl fällt für 
V0n 

ePublikaner vernichtend aus. 
jede 

e,nst 170 Mandaten ist bereits 
SiK  s.ecnste verlorengegangen. Fünf 

sind inzwischen unbesetzt, zehn 

Mandatsträger nunmehr fraktionslos, 
und 13 Abgeordnete haben sich abge- 
spalten und neue Fraktionen gegrün- 
det. In fast allen Städten und Kreisen 
präsentiert sich die Republikaner- 
Fraktion als nicht ernstzunehmende 
Kraft. Es gibt kaum kommunalpoliti- 
sche Konzepte, vielmehr sind die 
Republikaner zumeist eine „Ein- 
Thema-Partei" geblieben, die sich mit 
populistischen Parolen zur Ausländer- 
und Asylproblematik äußert. Die 
Abschottung Deutschlands gegenüber 
Ausländern wird häufig als Patentlö- 
sung für alle Probleme dargestellt, von 
der Wirtschafts- über die Sozial- bis 
zur Umweltpolitik, so die Studie der 
CDU-Landtagsfraktion. 
Kennzeichnend ist, daß viele Republi- 
kaner-Fraktionen häufig nur mit sich 
selbst beschäftigt sind, interne Macht- 
kämpfe das Bild prägen. 

Pr°Jah 
rNc/jT etwa 1000° DM Je Monat - 
kefrab -den für ihre Fraktionsarbeit. 
SCr ^onslosen Abgeordneten Schön- 
?M an 

hlee und Grund erhalten 40.000 
Vp Jweckgebundenen Mitteln für 
%\ [Jamentarische Arbeit zur Verfü- 
v.   stellt. 

Jür>^gi2ferstattung 

Ä^UroPawahl am 18. Juni 1989 

.^ublikanerundDVU 
'dei 

e 

d'e DvJaner CM Prozent) und 444.921 
gelten i1'6 Prozent)- Für jeden Wähler 

bM a? ,    Republikaner bzw. die DVU 

heiter, opawahl am 18- Jum 198- 
SübijK   °8-629 Bundesbürger die 

h"nPf a" *vuStenpauschale für den Wahl- 
w PubUW  dem Bundeshaushalt, d. h. die 
h^am    er erhie,ten für den Europa- 
h   'die rf etWas menrals 10 Millionen 

n t>M      U etwas mehr als 2,2 Millio- 
an Steuergeldern. 

• Proteststimmen für 
Rechtsradikale kommen 
uns teuer zu stehen 

Wer den Republikanern oder anderen 
rechtsradikalen Gruppen seine Stimme 
gibt, wählt „Leerstellen" im Europäi- 
schen Parlament, verschwendet Steuer- 
gelder, gefährdet den äußeren und inne- 
ren Frieden und riskiert Arbeitsplätze. 
Eine Stimme für die Republikaner ist 
nicht lediglich eine verlorene Stimme, 
sondern eine Gefährdung deutscher 
Interessen. Zwei extremistische Diktatu- 
ren und Weltkriege haben uns Deutsche 
genug an Schlimmem in diesem Jahrhun- 
dert erleben lassen. An Weimarer Ver- 
hältnissen kann kein Deutscher, der sein 
Vaterland liebt, interessiert sein. Jede 
Stimme für die Republikaner kommt 
Deutschland teuer zu stehen. • 
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Konjunkturanstieg beeinflußt 
den Arbeitsmarkt positiv 
Zu den neuesten Arbeitsmarktdaten 
erklärte der sozialpolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
Julius Louven: 
Die positive Arbeitsmarktentwicklung 
des Vormonats hält im April weiter an. 
Trotz der üblichen Quartalskündigungen 
sind die Arbeitslosenzahlen in ganz 
Deutschland rückläufig. Arbeitslos wur- 
den 2.590.000 Personen im Westen und 
1.216.000 im Osten registriert. Mit der 
ansteigenden Konjunktur ging erfreuli- 
cherweise auch die Kurzarbeit stark 
zurück. 
Nahezu 100.000 Arbeitnehmer im Westen 
und ca. 10.000 in den jungen Bundeslän- 
dern mehr sind jetzt wieder im normalen 
Arbeitsumfang tätig. Diese Arbeitnehmer 
erhalten dementsprechend ihren vollen 
Lohn und tragen ganz erheblich zur 
finanziellen Entlastung der Bundesanstalt 
für Arbeit bei. 

Der insgesamt positive Umschwung 
Wirtschaft, wie ihn alle seriösen ^ ?#[• 
tionen in den vergangenen Wochen• 
gestellt haben, hat schon jetzt behu* JT 
den Arbeitsmarkt erreicht, obwohl p 
tive Konjunktureinflüsse erfahrung ^ 
maß erst mit großer Zeitverzögern11?^ 
registrieren sind. Für diese optimlS  ^ 
Grundstimmung hat die CDU/CS 
destagsfraktion mit ihrem AktionsP ^ 
gramm für mehr Wachstum und Be .j, 
tigung, hier speziell mit dem Bescj1 

gungsförderungsgesetz 1994, ein d 
haftes Fundament gelegt. 

In den jungen Bundesländern blelb 

des weiterhin erheblichen Wirtscha .^ 
Wachstums die aktive Arbeitsmarktf> j, 
von hoher Bedeutung. Dies wird de a|v 
an der im April auf 174.000 AB-M»* § 
men und auf 83.000 Förderfälle näC _£ 

249 h AFG gestiegenen Gesamt^0 

von über einer Viertel Millionen- 

Pressestimmen: Angebot an offenen Stellen verstärkt 
Nicht übel 
Die neuesten Zahlen vom Arbeitsmarkt 
hören sich so übel nicht an. 100.000 
Arbeitslose weniger als im März, brüder- 
lich verteilt zwischen West- und Ost- 
deutschland, das scheint doch immerhin 
ein neuer Anfang zu sein, zumal durch die 
kritische Masse Kurzarbeit geradezu ein 
Ruck gegangen ist. Die Welt 

Aufhellung 
Ganz so trübe, wie wir es lange Zeit 
gewohnt waren, sieht der Arbeitsmarkt seit 
ein paar Wochen nicht mehr aus. Der April 
brachte einen weiteren leichten Rückgang 

der Arbeitslosenzahlen, obwohl di& ß 
Monat durch den Quartalstermin Ju'   , 
Entlassung von Angestellten gepra° >/j 
Das Angebot an offenen Stellen hat ^ 
quer durch die wichtigsten Branche'» 
stärkt, und immer weniger Arbeite   .^\s 
sind von Kurzarbeit betroffen. ^e]-Je^ 
losenzahlen gehören zu den „ Nach'    .(S- 
der Konjunktur. Die jüngste Kli&a 

serung hier bestätigt den auf and#f   J $ 
Märkten schon länger spürbaren 1    ((ltf 
Konjunkturerholung. Nach den E*P 
trägen scheinen auch die inländisc    ^, 
Bestellungen anzuziehen, und die:A{$ 
stung der Anlagen in der Industrie     «0 
spürbar verbessert. RheimsC 
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Chaos bei der Statt-Partei 
dent?-     die Europawahl rückt, desto 
. etlicher zeigt sich das wahre Gesicht 
tej«neuen Splittergruppen „Statt-Par- 
*  hUnd «Bund freier Bürger". Beide 
fiir .   mit unterschiedlichen Parolen 
ver 

eiIle «neue politische Kultur" und 
int Ucnen sicn als Anwälte von Bürger- 
ten darzustellen. 

*Jd Spencer läßt grüßen 
,Statt piese K-ultur aussieht» das hat die 

dem  Partei' gerade bei ihrem Versuch 
scjle°

nstriert, einen nordrhein-westfäli- 
stej|n Landesverband auf die Beine zu 
£rst

en- \or laufenden Kameras war 
sich nes zu sehen: Da beschimpften 
Wür }lnflätig führende Funktionäre, da 
ge$t .e handgreiflich um Mikrophone 
tUfj. .ten» da gab es statt Gemeinsinn 
Terp   artige Szenen. Bud Spencer und 
10 cn?e Hill lassen grüßen." (Die Welt, 
Ni   ,l994) 
Statt p em spektakulären Einzelerfolg der 
Sehr jfarte' m Hamburg zeigt sich nun 
test n 

eut,ich, daß die Partei außer Pro- 
erste 

,chts zu bieten hat: „Wegen ihres 
Vercjn Wahlerfolgs gegen die angeblich 
Slatt!pß nänrenden Altparteien hat die 
der Sv  rtei lange von der Nachsichtigkeit 
*e'gt • pathisanten gezehrt. Doch nun 
nUr ?lch, daß ihre Spitzenfunktionäre 
s'ch e-     eint: der mangelnde Willen, 
'0. s 5r Und unterzuordnen." (FAZ, 3- 1994) 

sch 
e°er Funktionärsstreit 

^n|^.lst offener Streit unter den Statt- 
^erfen

0l?aren ausgebrochen. Gegenseitig 
^er 3Ü s'ch der Hamburger Wegner und 

Puhru SVOrshzende Schünemann vor, 
Sten in i-er und andere Rechtsextremi- 

^en v?e ^arte* aufgenommen zu 
• wegner bezeichnete Schünemann 

als „Spalter, der die Partei in Mißkredit 
bringen will". (Süddeutsche Zeitung, 
10. 5. 1994) 
Schünemann warf Wegner im Gegenzug 
vor, er wolle die „Zerstörung der Bundes- 
partei", (ebenda) 

Vertrauensmißbrauch 
Zuvor hatte Schünemann ohne einen Vor- 
standsbeschluß eigenmächtig einen Lan- 
desverband Saar gegründet. Einige Mit- 
glieder des Parteivorstandes sehen in die- 
sem „Alleingang von Herrn Professor 
Schünemann einen schweren Verstoß 
gegen die Satzung und die Grundsätze 
der Statt-Partei sowie einen schweren 
Vertrauensmißbrauch". (Süddeutsche 
Zeitung, 10. 5. 1994) 
Die Bilanz des Parteiaufbaus ist ernüch- 
ternd: Die Gründung von Landesverbän- 
den in NRW und Berlin ist gescheitert. 
Die im Saarland und in Brandenburg 
konstituierten Landesverbände wurden 
vom Vorstand nicht anerkannt. Der Vor- 
stand hat sogar rechtliche Schritte ange- 
kündigt. 

Mitglieder flüchten 
„Aus diesem Chaos heraus verfestigt sich 
der Eindruck, daß sich in den neuen Bür- 
gerparteien eine ungute Mischung aus 
Sonderlingen, Querulanten und einigen 
Polit-Veteranen zusammenbraut. Wobei 
die durchaus ehrenwerten Veteranen 
inzwischen um ihren Ruf fürchten und 
von Bord gehen. Bei Brunners unüberseh- 
bar rechtslastigem BfB wird das beson- 
ders augenfällig: Das renommierte BfB- 
Vorstandsmitglied Ernst Wickert — ein 
früherer deutscher Spitzendiplomat von 
tadellosem Ruf — hat den Verein zusam- 
men mit anderen guten Köpfen fluchtar- 
tig verlassen." (Die Welt, 10. 5. 1994)     • 
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Für die kleinen Besucher gab es Fähnchen, 
Luftballons und Aufkleber. 

B undeskanzler Helmut Kohl hat s ich 

_ »mit dem Auftakt des Europawahl- 
kampfes klar zum europäischen Eini- 
gungsprozeß am 7. Mai in Aachen 
bekannt. Vor über 3.000 Menschen far' 
derte der Kanzler: „Wir müssen Europ 
jetzt für die Zukunft einrichten!" 
Neue Arbeitsplätze könnten nur entste 
hen, wenn es gelinge, Deutschland un 
Europa gegenüber den anderen Wirt- 
schaftsnationen konkurrenzfähig zu 

erhalten. Um möglicherweise noch v 

handene Vorbehalte gegen Europa ab 

bauen, versicherte Kohl erneut: «Wif 

werden der europäischen Währung e   „( 

zustimmen, wenn sie die gleiche Qua 

wie die D-Mark hat." , 
Im Sinne des Wahlkampfslogans ;£ <je 

— sicher in die Zukunft" stand die R 

Wir gewinn^ 
mit Europa 

Die Sonne schien auf die Trompete und auf 
die vielen Leute von Nah und Fern... 

des Bundeskanzlers unter dem Mott 
„Die Einigung Europas ist das &0"e^\, 
Thema unserer Generation". Kohl w' ^gf 

im Verlaufseiner Rede, die immer W ^ 
vom Beifall unterbrochen wurde, fiif 

gemeinsame europäische Asylrege«u ^ 
Weitere zentrale Punkte der Europap 
tik, so betonte der Kanzler, seien die 
innere und äußere Sicherheit, der 
Umweltschutz und die Stärkung des 
Europäischen Parlamentes. 

Deutschland zuliebe zur Europ»' 
wähl gehen und CDU wählen, * 
war die Botschaft des Kanzlers- ^ 

Ein ganz wesentlicher Bestandteil se 
Rede war die Bedeutung der Europ     a 
sehen Union für die deutsche Wirtsc 
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Sche ^nterstrich, daß Jeder dritte deut' 
EUrQ 

rbeitsP,atz von Exporten in die 
ün(j pä'sche Union abhängig sei. Arbeit 
Frje °Zlale Sicherheit seien ebenso wie 
tejj p6n Und Freiheit nur in einem geein- 
rv tUropa möglich. 
Ko^i   nJUnkturaussichten beurteilte 
für ei 

günstig, plädierte dabei gleichzeitig 
Und f-e F,exibihsierung der Arbeitszeit 
bejts ^

r Schaffung von mehr Teilzeitar- 
erWäh     en- In diesem Zusammenhang 
tion   

nte der Kanzler die Vorbildfunk- 
NipH nserer europäischen Nachbarn, der 

CK nder 
Schaff     u der Arbeitslosigkeit und die 
C*Xj H"

8
 
neuer ArbeitsPlätze sei für die 

d'e Hauptaufgabe der Zukunft. 

fall fjjje«- wieder viel Bei- 
u 'm G     ta Süssmuth, hier 

atl'ka^Spräch' wie es dem 

'1 dieTP,konzePt der CDU 
lahr ent       wichtigen Wahl- 

JJ'cht: „Gespräche 
a" Materialschlacht." 

Bundeskanzler 
Helmut Kohl: Wir 
alle brauchen 
dieses geeinte 
Europa — wir 
mehr als alle 
unsere Nach- 
barn. 

Voraussetzung sei, daß „die Wirtschaft 
wieder flottgemacht wird". 
Bei der Großveranstaltung auf dem Platz 
vor dem Kaiserdom hatte zuvor General- 
sekretär Peter Hintze anhand des frühe- 

CDU eröffnet 
Wahlkampf für Europa 

ren Jugoslawiens aufgezeigt, daß die 
Europäer „nicht weniger, sondern mehr 
Europa" brauchten. Die Tatsache, daß 
bei einer Europawahl zum ersten Mal die 
neuen Länder dabei sind, erfülle ihn mit 
Dankbarkeit und Stolz, so der Generalse- 
kretär. 

Gesprüth 
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Hintze forderte die Wähler auf, am 12. 
Juni mit ihrer Stimmabgabe das Europäi- 
sche Parlament zu stärken und den Links- 
wie Rechtsextremisten eine klare Absage 
zu erteilen. Der SPD warf der Generalse- 
kretär erneut vor, einen sicherheitspoliti- 
schen Sonderweg zu propagieren, der 
Deutschland innerhalb Europas in die 
Isolation führen würde. 

Größte Friedensbewegung 

Wie Peter Hintze zuvor wies auch Bun- 
desarbeitsminister Norbert Blüm in sei- 
ner Rede auf die Rolle der EU für den 
Schutz des Friedens in Europa hin und 
beschwor, daß Europa „nie mehr ein 
Schlachtfeld" sein dürfe. Dabei sei für 
ihn, Blüm, die größte Friedensbewegung 
überhaupt die CDU. 

dt« 

•  Mit der Unter- 
schrift des Kanzlers 
fängt der kleine Au- 
togrammsammler ja 
gut an. 

Peter Hintze: hier   • 
noch im Gespräch 
über Europa, aber 
gleich bei der Eröff- 
nungsrede. 

Der Sprecher der EVP-Fraktion im Euro- 
päischen Parlament, Günter Rinsche, 
würdigte in seiner Rede Helmut Kohl 
„als Baumeister Europas" und stellte 
Kohl mit seiner europäischen Politik in 

die Tradition Adenauers. Rinsche wa^ 
sich gegen „kleinkarierte Mäkeleien 
Europa und bezeichnete die Entwich 
der EG „als beispiellose Erfolgsge- 
schichte". 
Alle Redner hoben hervor, daß es die 

h 
hat* deutsche Einheit ohne die europäisch 

Einigung nicht gegeben hätte. Dabei 
Kohl die Adenauersche Europapol»11 

fortgesetzt und auch mit „Honecker 
Tacheles geredet" — im Gegensatz zu ^g 

SPD, die bereit war, „vor Honecker in. 
Knie zu gehen". Von der SPD, die in 
ten Teilen „die deutsche Einheit verfa" ^ 
ten" hätte, akzeptiere er, Kohl, keine

Fnt- 
tik daran, daß er die wirtschaftliche 
wicklung in den neuen Bundesländer  ^ 
zeitlich nicht richtig eingeschätzt ha 
bleibe dabei, daß sich die fünf neuen 
Länder „auf dem Weg zur blühenden 
Landschaft" befänden. 
Vor der Europa-Kundgebung hatte a 

Vormittag der Aachener CDU-Kreisv^j( 

sitzende, Ulrich Daldrup, zusammen 

dem Europaabgeordneten der Stad 
Aachen Kurt Malangre, den bunten 
Europamarkt auf dem Katschhof zw 

sehen Dom und Rathaus eröffnet- 
Neben dem Informationsstand der 
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^Geschäftsstelle mit Wahlkampfmate- 
ver. .nd der Präsentation von KomSys 
(ja$ 

Ur>dete die Junge Union: „Wir sind 
dCr p^Se Europa", etwas weiter betrieb 
Eür PS die „Hochschuloffensive für 
f(ir .Pa"' und eine private Initiative warb 
e'He u ^Ure8'° Maas-Rhein. Dazwischen 
^'elf i ndvo11 Zelte und Buden> die die 

tiarj   * Uropas, insbesondere die kuli- 
che, widerspiegelte. 

"-^^Musikprogramm  
^Ür ij " 
ein b 

nterhaltung und Information sorgte 
im \yÜntes europäisches Musikprogramm 
l\)liti£

Cnsel mit vielen Talk-Runden mit 
steNp ern der Union und deren Schwe- 
nent ^

eien aus der Euroregion. Promi- 
S(issm und JU-Politiker wie Rita 

^ann Uth' Günter Rinsche, Peter Kittel- 
len si Ünd ^ermann Gröhe u. v. a. steli- 
gen, ry Quellen und persönlichen Fra- 
0eie  

le Bürger nahmen zahlreich die 

k'sku nheit Wahr' hier hautnah an der 
neh^ SS,0n mit Parlamentariern teilzu- irtien 
statt u   ^anz 'm Sinne von „Gespräche 

^terialschlacht". I 

Die Reaktion des Publikums zeigt: Es gab 
auch viel zum Lachen. 

Europa läßt grüßen: Aus Schottland die Du- 
delsack-Gruppe Drumps and Pipers. 
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Globale Zukunftssicherung durch 
Bekämpfung weltweiter Armut 
„Entwicklungszusammenarbeit ist eine 
Aufgabe, die von Staat und Regierung 
nicht alleine bewältigt werden kann. 
Sie bedarf der Mitarbeit und Zusam- 
menarbeit vielfältiger gesellschaftli- 
cher Gruppen." 

Mit diesen Worten eröffneten der Vorsit- 
zende des Bundesfachausschusses Ent- 
wicklungspolitik der CDU, Hans-Peter 
Repnik, und der Ko-Vorsitzende der 
Gemeinsamen Konferenz Kirche und 
Entwicklung (GKKE), Prälat Paul Bock- 
let, die gemeinsam veranstaltete entwick- 
lungspolitische Fachtagung zum Thema 
„Armutsbekämpfung" am 9. Mai im Kon- 
rad-Adenauer-Haus. 

Rund 60 entwicklungspolitische Experten 
aus Politik, Kirchen und Nichtregie- 
rungs-Organisationen diskutierten kri- 
tisch und offen über die Grundsätze der 
gegenwärtigen Armutsbekämpfung, das 
Kohärenzproblem und die Entwicklungs- 
politik der Europäischen Union. Inhalt- 
lich waren sich alle Teilnehmer einig: 
Armutsbekämpfung ist kein Thema der 
Vergangenheit, sondern ein Thema der 
Gegenwart und der Zukunft. 

Der Dialog der CDU mit den Kirchen sei 
aber wichtig, um sich heute in der Frage 
der Methodik zu nähern. Die GKKE, so 
betonte Repnik, sei hierzu die richtige 
Gesprächspartnerin. Sie habe in der Ver- 
gangenheit zentrale politische Themen 
aufgegriffen und in den Kontext der glo- 
balen Zukunftssicherung gestellt. 

„Der Unterschied zwischen Arm und 
Reich bildet ein großes Krisenpotential", 
stellte Repnik fest. Daher sei es wichtig, 
Entwicklungspolitik als Querschnittsauf- 
gabe zu verstehen. Sie könne, so Repnik, 

nicht losgelöst von Außen-, Wirtschaft 
und Sicherheitspolitik betrachtet werö 
Damit seien natürliche Interessen- un 

Spannungsverhältnisse verbunden, d» 
gegeneinander abzuwägen sind. 
Die Bekämpfung der Armut heiße ab# 
auch, die Qualität und Wirksamkeit de 
Entwicklungshilfe in den Empfänger 
dem zu steigern. Die Bekämpfung def 

Armut sei nicht auf solche Projekte 
beschränkt, die unmittelbar die VersO 
gungssituation der Armen verbessern- 
Vorrangiges Konzept der ArmutsbeK 

CDU-Bundesfachausschuß 
Entwicklungspolitik führt 
Dialog mit den Kirchen 

fung sei vielmehr die Unterstützung    ^ 
struktureller Reformen, um die Armf 

- •flöc9 
System zu integrieren. Deutsche ^nt^\c 
das wirtschaftliche und gesellschai^.^. 

lungszusammenarbeit ziele daher au 
Verbesserung der Rahmenbedingung 
Notwendig sei aber auch der interna 
nale Abbau des Protektionismus, fa'r' 
Handel und vor allem die Öffnung de

g 
Märkte für Produkte der Entwicklung 
länder. p\ 
Mit seiner Schlußbemerkung, daß das 
„Armutsbekämpfung" leicht gesagt u    t 

häufig proklamiert wird, regte Repn' 
nachdenkliche und interessante Dis* 
sion an. Entwicklungspolitik, die dies 
Ziel verfolgt, muß sich — so Repnik " 
auch realistisch und kritisch mit Inter ' 
senkonflikten, mit politischen und geS^ 
schaftlichen Machtstrukturen ausein» 
dersetzen — , nicht nur in den Entwic    j 
lungsländern, sondern auch bei uns- 
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-^Hintze bei den Arbeitgeberverbänden: 

5^ir können mit Zuversicht und 
vertrauen in die Zukunft sehen 
^» ^ h,n'a<*ung der Bundesvereinigung 

®Utr~* 

^«M?1 wirtschafts- und sozialpoliti- 

j\     ~-»ug uci Duiiuc»»citiii»6««e 

utschen Arbeitgeberverbände 
s^en ft era,sekretär Peter Hintze in 

'"Baden an einer Podiumsdiskus- sio 

r°gramm der Parteien teil. 
\ • 

% m-jagte er unter anderem: Wir kön- 

^Ünf   UVCrsicht und Vertrauen in die 

^ie 4 J Senen. Die Konjunktur zieht an. 
W'eder d8e aus dem Ausland nehmen 
rer Um 

tlicn zu. Die Auslastung unse- 
^eicu ernehmen wächst. Dies sind gute 
Dje 

n' für die es drei Gründe gibt: 

'er Jjefndesregierung unter Bundeskanz- 

ler^111 Kohl hat mit ihrer Politik der 

Heit 
n6 des Unternehmens- und 

*VSe
platzes Deutschland den richtigen 

$chafft
ln8eschlagen. Die Wirtschaft 

8>e dje y n infer Modernisierungsstrate- 
s*n<ie j. Aussetzungen für eine wach- 
ste/0nkurrenzfähigkeit auf den Welt- 
fcbüu ^nd den Gewerkschaften 
Sft j Dai* für ihre tarifpolitische Ver- 
\\»^tT zurückliegenden Tarifrunde. 

• rhunri   Unser Land gut auf das 21 • 
^eser S ert vorbereiten. Deshalb muß 
Seqiien 

urs in den nächsten Jahren kon- 
\.     0rt8esetzt werden. 

^ir bra Uchen nicht weniger Wachstum, 
*H m

UCnen mehr Wachstum. Wenn wir 
M>eits°!?en genügend zukunftssichere 
w'rün platze haben wollen, dann können 
% u   ei« Klima der Wachstums-, Tech- 

• ^nk   ewinnfeindlichkeit, was von 
n'cht n, fn immer wieder geschürt wird, 
OelJr leisten. 
\Sför^ wird ihre Politik der Wachs- 

erung und der soliden Finanzen 

mit allem Nachdruck weiterverfolgen. Es 
ist wenig glaubwürdig, wenn die SPD uns 
eine zu hohe Staatsquote oder Verschul- 
dung vorwirft. Schließlich war sie es, die 
uns 1982 eine Staatsquote von über 50 
Prozent hinterlassen hat — und das ohne 
das Jahrhundertereignis Deutsche Ein- 
heit — , die wir auf 45 Prozent bis 1989 
abgebaut haben. Und auch die Neuver- 
schuldung, gemessen am Bruttosozialpro- 
dukt, war in der Ära Schmidt zum Bei- 
spiel 1975 deutlich höher als heute. 

Staatsquote herunterfahren  

Klar ist: Wir wollen die Staatsquote so 
schnell als möglich wieder herunterfah- 
ren und die Verschuldung zurückführen. 
Und was die Seriosität angeht: Wenn die 
SPD in ihrem Wahlprogramm zusätzliche 
Ausgabenversprechungen von über 100 
Milliarden DM macht, aber nur Einnah- 
men in Höhe von 22 Milliarden DM 
durch die unsolidarische Ergänzungsab- 
gabe vorsieht, dann kann von seriöser 
Finanzpolitik nicht die Rede sein. 

Die CDU wird die Politik der Konsoli- 
dierung fortsetzen, die zu sinkenden Zin- 
sen und sinkender Inflation geführt hat. 
Wir werden neue Beschäftigungsfelder 
im Bereich der Dienstleistungen eröffnen 
und durch Forschungsförderung und das 
Abräumen von Bremsklötzen den Weg in 
die High-Tech-Industrie des 21. Jahrhun- 
derts unterstützen. Damit schafft die 
CDU gute Rahmenbedingungen für 
erfolgreiches Wirtschaften und damit für 
die Sicherheit und Zukunft der Arbeit in 
Deutschland. • 
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Betriebs- und Personalräteseminare 
Das Arbeitnehmer-Zentrum Königs- 
winter (AKZ), Bildungswerk und 
Heimvolkshochschule der „Stiftung 
Christlich-Soziale Politik e.V." in 
Königswinter, bietet für Betriebs- 
und Personalräte ein reichhaltiges 
Seminarangebot. 
Die gegenwärtige angespannte Finanz- 
und Wirtschaftslage trifft sowohl die Wirt- 
schaftsunternehmen als auch den 
öffentlchen Dienst in erheblichem Aus- 
maß. Diese Situation stellt die Betriebs- 
und Personalräte vor neue Herausforde- 
rungen. Es gilt, sozial verträgliche Lösun- 
gen zu finden, mit dem Ziel, einseitige Ent- 
scheidungen zu Lasten der Kollegen und 
Kolleginnen zu vermeiden. 
Dieses Ringen um Lösungen ist naturge- 
mäß konfliktbehaftet, da in der Betriebs- 
und Personalratsarbeit unterschiedliche 
Interessen aufeinanderstoßen. Die Kolle- 
gen und Kolleginnen in den Betriebs- und 
Personalräten müssen in die Lage ver- 
setzt werden, mit Fach- und Sachkompe- 
tenz aktiv zur Konfliktlösung beizutragen. 
Wir wenden uns an alle interessierten Kol- 
legen und Kolleginnen aus den alten wie 
den neuen Bundesländern. 
Die Seminare für Betriebs- und Personal- 
räte im Arbeitnehmer-Zentrum Königswin- 
ter gliedern sich in 

• Grundseminare zur Vermittlung von 
Basiskenntnissen 

• Aufbauseminare mit arbeitsrechtlichen 
Schwerpunkten, 

• Vertiefungsseminare zur Weiterführung 
arbeitsrechtlicher/fachspezifischer 
Themen, 

• Fachseminare zur Mitbestimmung in 
Betrieb und Verwaltung. 

Aus dem Seminarangebot des Arbeitneh- 
mer-Zentrums Königswinter für Betriebs- 
und Personalräte 1994 einige Seminarthe- 

^ 

men, -termine und inhaltliche Schvve 
punkte: 

Personalratsarbeit in der Praxis1 

6.—10. 6. 94 (94.6358.9 PR) 
• Zusammensetzung und Amtszeit 

Personalrats: 5.-9. 9. 94 
(94.6359.9 PR) 

• Allgemeine Vorschriften: , 
28.11.—2.12. 94 (94.6360.9 P• 

• Pflichten 
• Rechtstellung 
• Geschäftsführung 
• Kosten und Sachaufwand 
• Aus- und Fortbildung 

Wie werde ich Betriebsrat: 
2.-4. 12. 94 (94.6316.9 BR) 
• Beteiligungsrechte 
• Mitbestimmung im sozialen Breie 
• im personellen Bereich 
• Durchführung der Betriebsrats^3 

Praktische Betriebsratsarbeit: 
10.—14.10. 94 (94.6311.9 BR) 
Geschäftsführung und Organisation- 
14.—18. 11. 94 (94.6314.9 BR) 
• Beteiligungsrechte 
• Mitbestimmung im sozialen Bert 
• im personellen Bereich 
• Informations und Beratungsrecht 

wirtschaftlichen Angelegenheiten 

Geschäftsführung des Betriebs'* 
(Sonderprogramm): 9.—11. ^- 
(94.6318.9 BR) .g 
Arbeitsrecht I: 5.-9. 9. 94 (94.63° 
BR) 
• Die Einstellung H|tf,js 
• Das Pflichtgefüge im Arbeitsverh» 
• Lohn und Akkord 

Arbeitsrecht II: 26.—30. 9. 94 
(94.6310.9 BR) 
• Die Haftung des Arbeitgebers/-^ßp) 

mers: 21.—25. 11. 94 (94.6315.9 

reic* 



•ARTERMINE UiD 16/1994  •  Seite 23 

n.^stungsstörungen im Arbeitsverhält- 

k^
tr|ebsübung, Gleichbehandlung, 

v ^digUng 

ArK      ts9ericntsbarkeit 

(94ei*®recht III: 7.—11.11.94 
WK

3313-9BR) 

(q
U.n?gungsschutz: 5.-9.12. 94 

^94-63l6.9BR) 
i. T°

al|tionen und Koalitionsfreiheit 
fc ^ertragsrecht 
BM      tskarnpfrecht 

^BoL^ngsrechte: 29. 8.-2. 9. 94 
i> s

354-0 PR) 

7
Pannungsfelder in der Dienststelle: 

^ p|     1-1"1- 94 (94.6355.9 PR) 
n^JUn9 und Durchführung von Perso- 

W pe
versammlungen 

i. k 
rs°nalrat und Gewerkschaften 

w ^tionsrecht 
^   eteil|gungsrechte 

^dfi1 run9 in das öffentliche Dienst- 
(94.eSaintenrecht: 22.-26. 8. 94 
^N

6l-9pR) 
* ufe

bentat'gkeitsrecht 
k Dj6

nStpostenbewertun9 
k AnfnStliche Beurteilungen und Zeugnis 
k rjj ecntung dienstlicher Beurteilungen 
i. Be

S2lPlinarrecht (§ 77 BBG) 
^   arntenhaftungsrecht 

10.iruPPierungsrecht: 
k uie>'10-94(94-6364-9PR) 
^ u9   arifParteien im öffentlichen Dienst 
k Sirf Tarifvertragsrecht 
Ark, .9rUpP'erung in besonderen Fällen 

^.^recht für Profis: 
k ArK     10-94 (94.6312.9 BR) 
k Arb?S2eit 
k
 Aus?'tSZeit und Mitbestimmung 

k Außandische Arbeitnehmer 
k Öet

er0rclentliche Kündigung 
^ Öft«,neblicne Altersversorgung 

•gungsverbote 

• Frauenarbeitsschutz 
• Besonderer Kündigungsschutz 

Kommunikationstraining I: 
26.—30. 9. 94 (94.442.5 BR) 
• Sprechstunde und Beratung in Betrieb 

und Verwaltung 
• Die Anhörung der Mitarbeiterinnen 
• Das Gespräch mit dem Arbeitgeber 

und mit Aufsichtsgremien 
• Argumentation verbessern — Techni- 

ken erlernen 
• Frei reden und überzeugen 
• Die Betriebs- und Personalratssitzung 

Kommunikationstraining II: 
14.—18.11. 94 (94.6444.5 BP) 
• Arbeitnehmerpositionen vertreten — 

zu einem Abschluß gelangen 
• Die Verhandlung: Atmosphäre und 

Klima müssen stimmen 
• Der Betriebs- oder Personalrat am 

Telefon 
• Die unterschiedlichen Konferenzarten 
• Die Betriebs- und Personalversamm- 

lung 

Arbeitssicherheit und Unfallverhü- 
tung: 21.—25. 11. 94 (94.6446.9 BP) 
• Mitbestimmung und Arbeitssicherheit 
• Die Arbeits-, Dienst-, Wegeunfallversi- 

cherung 
• Arbeits-, Verkehrssicherheit und 

Unfallforschung 
• Gesundheitsschäden durch Fehlverhal- 

ten 
• Umweltbelastung im und durch den 

eigenen Betrieb und die Folgen 
• Dienststellenstandards — Ausblick auf 

Europa 

Auf Anfrage senden wir Ihnen gern aus- 
führliche Informationen zu. 

Arbeitnehmer-Zentrum 
Königswinter (AKZ) 
Johannes-Albers-Allee 3 
53639 Königswinter 
Telefon (02223) 73-0 
Fax-Nr. (02223)73-111. • 
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Die Sendetermine unserer Wahlspots... 

... in den öffentlich-recht- 
lichen Fernsehanstalten 
Montag, 
Montag, 
Freitag, 
Samstag, 
Dienstag, 

16.5.: 
16.5.: 
20.5.: 
21.5.: 
24.5.: 

Donnerstag, 26. 5.: 
Freitag, 
Samstag, 
Samstag, 
Montag, 
Freitag, 
Samstag, 
Montag, 
Dienstag, 
Freitag, 
Freitag, 

27.5. 
28.5. 
28.5. 
30.5. 
3.6. 
4.6. 
6.6. 
7.6. 

10.6. 
10.6. 

ca. 21 
ca. 21. 
ca. 18 
ca. 22 
ca. 23 
ca. 21 
ca. 17 
ca. 22. 
ca. 23. 
ca. 22. 
ca. 21 
ca. 18 
ca. 21. 
ca. 21 
ca. 22 
ca. 23. 

00 Uhr 
45 Uhr 
45 Uhr 
10 Uhr 
00 Uhr 
15 Uhr 
35 Uhr 
30 Uhr 
25 Uhr 
15 Uhr 
55 Uhr 
45 Uhr 
00 Uhr 
00 Uhr 
15 Uhr 
00 Uhr 

im ZDF 
in ARD 
m ZDF 
.nARD 
nARD 
mZDF 
nARD 
nARD 
mZDF 
mZDF 
nARD 
im ZDF 
nARD 
mZDF 
mZDF 
nARD 

... in den öffentlich-recht- 
lichen Radio-Sendern 
Montag, 
Montag, 
Montag, 
Dienstag, 
Mittwoch, 
Mittwoch, 
Mittwoch, 
Mittwoch, 
Donnerstag, 19. 5. 
Donnerstag, 19. 5. 
Donnerstag, 19. 5. 
Donnerstag» 19. 5. 

16.5.: 
16.5.: 
16.5.: 
17.5.: 
18.5.: 
18.5.: 
18.5.: 
18.5.: 

Freitag, 
Freitag, 
Freitag, 
Freitag, 
Samstag, 
Dienstag, 
Dienstag, 
Mittwoch, 
Mittwoch, 
Mittwoch, 
Mittwoch, 
Mittwoch, 
Mittwoch, 

20.5. 
20.5. 
20.5. 
20.5. 
21.5.: 
24.5. 
24.5. 
25.5.: 
25.5. 
25.5. 
25.5: 
25.5. 
25.5. 

Donnerstag, 26. 5. 

7.00-7.17 Uhr in mdr 
14.27 Uhr in DeutschlandRadio 

ca. 16.57 Uhr in NDR 4 
ca. 13.55 Uhr in SDR 1 
ca. 8.30 Uhr in NDR 4 

10.57 Uhr in ORB 
ca. 13.05 Uhr in WDR 4 

19.27 Uhr in DeutschlandRadio 
13.35-13.45 Uhr in mdr 

ca. 15.04 Uhr in SRI 
ca. 15.08 Uhr in WDR 2 

19.45 Uhr in HR 
ca. 9.05 Uhr in SWF 1 

16.57 Uhr in ORB 
ca. 18.55 Uhr in SDR 3 
ca. 19.57 Uhr in SWF 3 

12.35-12.45 Uhr in mdr 
ca.  8.30 Uhr in NDR 4 
ca. 15.05 Uhr in WDR 2 

9.05 Uhr in SWF 3 
ca. 10.07 Uhr in SR 3 

12.35-12.45 Uhr in mdr 
12.55 Uhr in SDR 3 

ca. 13.08 Uhr in WDR 4 
15.27 Uhr in DeutschlandRadio 
16.57 Uhr in ORB 

Donnerstag, 26.5.: 
Donnerstag, 26. 5.: 
Donnerstag, 26. 5.: 
Freitag, 
Freitag, 
Freitag, 
Freitag, 
Freitag, 
Freitag, 
Samstag, 
Montag, 
Montag, 
Montag, 
Montag, 
Dienstag, 
Dienstag, 
Dienstag, 
Dienstag, 
Mittwoch, 
Mittwoch, 
Mittwoch, 
Mittwoch, 
Donnerstag, 
Freitag, 
Freitag, 
Freitag, 
Freitag, 
Freitag, 
Freitag, 
Montag, 
Montag, 
Montag, 
Dienstag, 
Dienstag, 
Dienstag, 
Mittwoch, 
Mittwoch, 
Mittwoch, 
Mittwoch, 
Donnerstag, 
Freitag, 
Freitag, 
Freitag, 
Freitag, 
Freitag, 
Freitag, 
Freitag, 
Freitag, 
Freitag, 

27.5.: 
27.5.: 
27.5.: 
27.5.: 
27. 5.: 
27.5.: 
28.5.: 
30.5.: 
30. 5.: 
30.5.: 
30. 5.: 
31.5.: 
31.5.: 
31.5.: 
31.5.: 

1.6.: 
1.6.: 
1.6.: 
1.6.: 
2.6.: 
3.6.: 
3.6.: 
3.6.: 
3.6.: 
3.6.: 
3.6.: 
6.6.: 
6.6.: 
6.6.: 
7.6.: 
7.6.: 
7.6.: 
8.6.: 
8.6.: 
8.6.: 
8.6.: 
9.6.: 

10.6.: 
10.6. 
10.6. 
10.6. 
10.6. 
10.6. 
10.6. 
10.6. 
10.6. 

ca. 17.55 Uhr in SDR 1 
ca. 18.25 Uhr in SFB -^o 

18.57 Uhr in Deutschland 

4.25 Uhr in SFB 
8.07-8.17 Uhr in mdr 

ca. 14.07 Uhr in SR 3 
16.57 Uhr in ORB 

ca. 16.57 Uhr in NDR 4 
ca. 19.57 Uhr in SWF 1 

13.35-13.45 Uhr in mdr 

6.24 Uhr in hr 
11.57 Uhr in ORB 

ca. 13.55 Uhr in SDR 1       .^ 
14.27 Uhr in Deutschlan 
8.07-8.17 Uhr in mdr 

ca. 11.04 Uhr in SRI 
ca. 13.05 Uhr in WDR 4 

ca. 19.25 Uhr in SFB 
ca. 15.04 Uhr in SRI 
ca. 18.25 Uhr in SFB 
ca. 18.55 Uhr in SDR 3 
ca. 19.57 Uhr in SWF 3 
ca. 8.30 Uhr in NDR 4 

ca. 5.25 Uhr in SFB 
7.07-7.17 Uhr in mdr 

9.05 Uhr in SWF 1 
11.57 Uhr in ORB 
15.08 Uhr in WDR 2     .p&\t> 
19.27 Uhr in Deutschlan 

ca. 4.25 Uhr in SFB 
ca.  8.30 Uhr in NDR 4 
ca. 13.08 Uhr in WDR 4 
ca. 10.07 Uhr in SR 3 
ca. 12.55 Uhr in SDR 3 
ca. 19.25 Uhr in SFB 

10.57 Uhr in ORB 
11.47 Uhr in hr 

ca. 12.47 Uhr in NDR 4 
ca. 16.25 Uhr in SFB ^jfi 

18.57 Uhr in Deutschlan 

ca.  9.05 Uhr in SWF 3 
ca. 11.04 Uhr in SRI 
ca. 14.07 Uhr in SR 3 
ca. 15.05 Uhr in WDR 2     M$ 

15.27 Uhr in Deutschia" 

ca. 16.57 Uhr in NDR 4 

16.57 Uhr in ORB 
ca. 17.55 Uhr in SDR 1 I 
ca. 19.57 Uhr in SWF 1 
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wmm 
^Chuif6n 'a mcnt lmmer nur 

ty&hn.Werden sein, zu denen ii ,ah|jc"ä,wraen sein, zu denen im 
"Sen Pf vor al,em P°,itiscne Sen" 
*'*ah  Und Magazine reizen. Damit 
öe$ch   auch im Fa" einer 

\t K^kerde schnell reagieren kön- 
^ Wie      wjr auf mehrere Anfragen 
?h die AUCh schon 'n früheren Jah- 
Nfu .nschriflen der wichtigsten 

*"*ai»>      und Fernsehsender 
'"«angestellt. 

\^ en lr»nen diesmal auch die Fax- 
9^nau 

rn herausgesucht, damit Sie 
9l6ich2e°Schr>ell wie mit dem Telefon 

^rscri      auch einen Text an den Sen" Schrift|:
lcken können, der eher zu einer 

Sgt ^
hen Antwort und Stellungnah me 

1 ein Telefonat. 

!°1?8 B
anorarnastr. 1 A, Fernsehturm, 

^:non
e

l
rlin. Tel.: 030-2385005, 

O /23800750 
^6M

Postfach 200665, 

5^-3249 
% ;bchützenstr. 1, 76530 Baden- 

Ng ' lel-: 07221/9369-0, Fax: 9369-50 
o0rr, ^e de la Fondereie, 67080 Stras- 

r*X: r>^ünchen, Tel.: 089-590001, 

iEDEx, 
C3/88522200 

Tel.: 0033/88522222, 

°aye 
rS TliSCher Rundfunk: 80300 Mün- 
S^089/590001 (H 

.S/S?"1' 
K j/38n^089/59°001 (Hörfunk), Tel.: 

CJL6rnseh' 
^dio   00'2375 

t8333? Bremen: Postfach 330320, 

^X:04p?/
rTlen- TeL: 0421/2460, 

V..  1/246-10l0 eut 
?£he Welle: Postfach 100444, 

^:02pOi?ATe,-: 0221/3890, 
H«, ^1/3000 

^8 Kö|hlandfunk: Raderberggürtel 40, 
'•'<&}• Tel.: 0221/3451, 

'380766 

• Deutsches Sportfernsehen: 
Bahnhofstr. 27A, 85774 Unterföhring, 
Tel.: 089/950020, Fax: 089/95002-392 

• Eurosport: Münchener Str. 24, 
85774 Unterföhring, Tel.: 089/9505244, 
Fax: 089/9505284 
• Hessischer Rundfunk: 60222 Frankfurt, 
Tel.: 069/1551, Fax: 069/155.2900 

• Der Kabelkanal: Martin-Kollar-Str. 13, 
81829 München, Tel.: 089/451850, 
Fax: 089/45185-104, — 204 

• Mitteldeutscher Rundfunk (MDR): 
Kantstr. 71-73, 04275 Leipzig, Tel.: 
0341/55950, Fax: 0341/5663-544 

• MTV Europe: Widenmayerstr. 18, 80538 
München, Tel.: 089/298866, 
Fax: 089/298777 
• Norddeutscher Rundfunk (NDR): 
Rothenbaumch. 132, 20149 Hamburg, 
Tel.: 040/4156-0, Fax: 040/447602 
• n-tv: Taubenstr. 1, 10117 Berlin, 
Tel.: 030/23125-0, -500, 
Fax: 030/23125-603 

• Ostdeutscher Rundfunk Brandenburg: 
August-Bebel-Str. 25-53, 14482 Potsdam, 
Tel.: 0331/965-10, -3600, 
Fax: 0331/965-3571 

• Premiere: Am Stadtrand 52, 
22033 Hamburg, Tel.: 040/69445197 
• PRO 7: Bahnhofstr. 28, 
85767 Unterföhring, Tel.: 089/95001-0, 
Fax: 089/95001-230 
• RIAS Berlin: Hans-Rosenthal-Platz, 
10825 Berlin, Tel.: 030/85030, 
Fax: 030/8503-390 
• RTL plus.: Aachener Str. 1036, 
50858 Köln, Tel.: 0221/4560, 
Fax: 0221/456-1690 
• RTL 2: Max-Planck-Str. 39, 
50858 Köln, Tel.: 02234/9588-0, 
Fax: 02234/958896 
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• Steuerpläne der SPD 
Nach den Plänen der SPD käme auf 
jeden Haushalt eine zusätzliche Bela- 
stung von ca. 7.174 DM zu. Da jedoch 
auch das nicht ausreichen würde, um die 
enormen Ausgabenpläne der SPD zu 
decken, wären weitere Steuererhöhun- 
gen fällig. Die Frage, wie die SPD das 
Loch in ihrer Finanzierung stopfen will, 
läßt die SPD bewußt offen. Denn das 
geht nur, wenn sie dem Steuerzahler 
noch tiefer als bisher bekannt in die 
Tasche greift. Den genauen Überblick 
über die Steuerpläne der SPD erhalten 
Sie durch unser neues Faltblatt. 
Bestell-Nr.: 2904 
Verpackungseinheit: 100 Expl. 
Preis je 100 Expl.: 19,— DM 

• Unser Fleiß, unsere Ideen, 
unsere Arbeit (Motivplakat) 

Von diesem dritten Motiv zur Europa- 
wahl kann jeder Kreisverband 1.000 
Expl. kostenlos in den Formaten A1 oder 
A0 bei der CDU-Bundesgeschäftsstelle 
bestellen. Zusätzliche Expl. erhalten Sie 
über das IS-Versandzentrum 

EXP1- 
Bestell-Daten 
7846: DIN A0 36, — DM je 100 
7847: DIN A1 19, — DM je 100 E*P 

Verpackungseinheit: 100 Expl- 

• Europa von A-Z. Aktuell^ 
Stichworte zur EuropaP ^ 

Was verbirgt sich hinter der .DubJJ^ 
Konvention"? Was bedeutet „Ec   er- 
gibt es weitere Informationen üb      f, 
dienmöglichkeiten oder Städtep    ^ 
schaffen in Europa? Die Antworte 
den Sie sehr schnell in dieser k|e    t 
DIN-A6-Broschüre im Taschenfor 

Bestell-Nr.: 5514 
Verpackungseinheit: 50 Expl- 
Preis je 50 Expl.: 24, — DM 

Bestellungen an: 
IS-Versandzentrum 
Postfach 1164 
33759 Versmold 
Fax (05423) 41521 

• Saarländischer Rundfunk: 
Funkhaus Halberg, 66100 Saarbrücken, 
Tel.: 0681/6020, Fax: 602-3874 

• SAT 1: Otto-Schott-Str. 13, 
55127 Mainz, Tel.: 06131/900-0, 
Fax: 06131/900-100 

• Sender Freies Berlin (SFB): 
14046 Berlin, 
Tel.: 030/30310, Fax 030/301-5062 

• Süddeutscher Rundfunk: Postfach 
106040, 70049 Stuttgart, Tel.: 0711/9290, 
Fax: 0711/929-2600 

• Südwestfunk: Postfach 820, 

76485 Baden-Baden, Tel.: 07221 -9 
Fax: 07221/92-2010 
• Super Channel: Goethestr. 8, 
80336 München, Tel.: 089/597988. 
Fax: 089/554190 
• VIVA: PF 320000, 50797 Köln,     ^ 
Tel.: 0221/956820, Fax: 0221/956»^ 

• VOX: Richard-Byrd-Str. 6, 508fgoO 
Tel.: 0221/95340, Fax: 0221 /9534'0 

• Westdeutscher Rundfunk (WPp,# 

50600 Köln, Tel. 0221/2201, 
Fax: 0221/220-4490 .^, . 
• ZDF/3sat: Postf. 4040, 55100 Mal 

Tel.: 06131/701, Fax: 06131/2413 
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furopa 
von 4 bis 1 

5ICHB* IN DIE ZUKUNFT 
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^feilte« 

SICHER IM DIE ZUKUNFT 

CDU 

Slips' 
F»*^t*w- 

d"* bezahlen? i 
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*• ... 

***•»«*«,» ii^««kim 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
53014 BONN 

Auftakt des Europawahlkampfs in Aachen: Reger Andrang an den ln'°"?t0"er" 
CDU-Bundesgeschäftsstelle und natürlich auch am CDU-Glücksrad, das im"1 

für 345 — Mark bestellt werden kann. Sofort lieferbar! Fax: (0228) 544-341- 

UNION IN DEUTSCHLAND 
Christlich    Demokratischen 

- informations^ 
Union 

Für den Inhalt verantwortlich: Axel König 
v&k R*"j3l 

Ernst-Jörg   Neuper,   Konrad-Adenauer .Hau*' 
Union 

16/1994 

Bonn, leieton [uz ZU) t>4 4U, veriag- .oßo'"^ 
GmbH, Friedrich-Ebert-Allee 73-75, 531V* ^.rf 
(0228) 5307-0, Telefax (0228) 5307-118'V p^Ktf 
Tel. (02 28) 544-421. Verlagsleitung: Bern^r 7Kjr 
Bankverbindung: Sparkasse Bonn, Konto ' ^g37^^ 
(BLZ 38050000), Postgirokonto Köln Nr. ^ f 
(BLZ 37010050). Abonnementspreis jahrtic ver 
Einzelpreis 1,50 DM. Herstellung: »^Vereiny 
anstalten GmbH, Düsseldorf. 


